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Die juristischen Merkmale des Fürstentums 
Bulgarien. 

Für die vorliegende Arbeit sind vor allem die Bestim- 
mungen des B. Vertrages massgebend, welche die Selbständig- 
keit von Bulgarien geschaffen haben. Bei der Gründung eines 
Staates dieser Art stehen dem neu gegründeten Staate nur 
diejenigen Rechte zu, welche ausdrücklich vom Vertrag gewährt 
sind. Es ist das umsomehr notwendig, weil die heutigen 
Suzeränitäts Verhältnisse keine Analogie mit den anderen 
Abhängigkeitsverhältnissen erlauben. 

Die einzige Quelle zum wahren Erkenntnis der Lage 
ist der Vertrag. Bevor wir zur Besprechung des Berliner 
Vertrags eingehen, werfen wir einen Blick auf die Artikel 
des Präliminar- Vertrags von St. Stephano, die über Bulgarien 
handeln. 

Nach denselben sollte aus Bulgarien ein grosses tribut- 
pflichtiges Fürstentum geschaffen werden und zwar mit christ- 
licher Regierung und National-Milice. 

a) Der Vertrag von St. Stephano hatte vor allem die 
Stellung Russlands zum Fürstentum günstig gestellt 
und bevorzugt. (Art. VI Ab. 2, Art. VII Ab. 3, 5, Art. 

VIII Ab. 2, 3, Art. XI Ab. 1.) 

b) Das Protektorat Russlands über Bulgarien ist zwischen 
den Zeilen zu lesen. (Art. VII Ab. 3.) 

c) Die rechtliche Stellung des Fürstentums zur Türkei 
soviel als möglich unbestimmt gelassen worden. (Art. 

IX Ab. 2, Art. X und XI.) 

Wir müssen mit Entschiedenheit hier der Meinung 
Ausdruck geben, dass der St. Stephano- Vertrag auf keine 
Geltung Anspruch erheben kann, da bei solchen Verträgen 
es üblich ist, dass der folgende Vertrag sich über die Geltung 
des vorletzten ausspricht, oder das annehmbare des vorletzten 
auf sich nimmt und das übrige als ungültig weglässt. Für 
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den St. Stephano-Vertrag bestimmt ja der Friedens-Vertrag 
vom 8. 2. 1879 sehr klar. (Art. II „Les deux puissances sont 
d'accord pour däclarer que les stipulations du traitß de Berlin 
intervenu entre les sept puissances ont remplac^ les articles 
des präliminaires de paix de St. Stephano, qui ont ete abrogßs 
on modifiös par le congr&s" staatsarch. XXXVI.) 

Der B. Vertrag im Gegensatz zu den Präliminar-Bestim- 
mungen hat festgestellt: 

L Die Bestimmungen des B. Vertrages mit dem Pariser 

Vertrag in Einklang zu bringen. 
IL Die Protektion Russlands durch die Kollektivgarantie 

der europäischen Mächte zu ersetzen. 
III. Die rechtliche Stellung von Bulgarien zur Türkei zu 
präzisieren. 

Im Nachstehenden werden wir diejenigen Artikel hervor- 
heben, die für unseren Zweck von Bedeutung erscheinen. 

Alle übrigen, die sich auf Bulgarien beziehen, haben wir 
in dem historischen Teil der Arbeit einer Würdigung unter- 
zogen. 

Art. 1 des B. Vertrags gründet aus Bulgarien ein selb- 
ständiges tributpflichtiges Fürstentum unter der Suzeränität 
der Türkei. 

Mit der „Suzeränität" hat der Vertrag dem Fürstentum 
nicht die volle Freiheit nehmen wollen. Einen Blick auf den 
Pariser Vertrag zu werfen ist notwendig, um die damaligen 
Suzeränitätsverhältnisse Serbiens, der Moldau und der Walachei 
zu interpretieren; denn mit Hilfe des B. Vertrags können wir 
nicht zum vollen Verständnis der Suzeränität kommen. 

Im Pariser Vertrag wollte man die Souveränität (das 
Gesandschafts-, Kriegs- und Vertragsrecht) durch die Suze- 
ränität dem h. s. Staaten absprechen. Liegt hier für Bulgarien 
derselbe Fall vor? 

Der „Suzeränität" ist in diesem Artikel die materielle 
Bedeutung beizulegen, weil dadurch die Stellung Bulgariens 
zu den anderen Staaten, insbesondere zu der Türkei, ge- 
kennzeichnet ist. 

Von vielen Schriftstellern wird behauptet (so auch 
Sirmagieff), dass den Vasallen die Souveränität zukommt 
und als Beispiel führen sie die deutschen Staaten an (nach 
dem Westfälischen Frieden), die ebenso Vasallen waren und 
im Besitz des Vertrags-, Kriegs- und Gesandschaftsrechts 
sich befanden. 

Es ist vollständig irrig, wenn die ganze Tendenz des 
B. Vertrag übersehen wird und die Tatsache ignoriert wird, 
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dass die Mächte keinen souveränen Staat gründen wollten. 
Also die innere administrative Autonomie wird gewährt und 
die Staatsform ist durch Fürstentum — konstitutionelle 
Monarchie — bestimmt. 

Art. 3. Der Fürst soll vom Volke frei erwählt werden 
und ist die Anerkennung desselben vom Sultan und den 
Mächten notwendig. Einerseits wird dem Volk die freie Wahl 
des Fürsten als Eecht zuerkannt, andererseits aber die 
Gültigkeit der Wahl von der Bestätigung der Pforte und der 
Mächte abhängig gemacht. Hier liegt eine gewisse Un- 
selbständigkeit mit Hinsicht auf die Person des Fürsten. 
Selbst die Suzeränität der Pforte erscheint als beschränkt, 
weil die Gesamtheit der Mächte gewissermassen als eine 
Korporation die Garantie und den Schutz auf sich genommen 
hat. Es geht daraus klar hervor, dass hier wieder ein Merk- 
mal der Vasailität vorliegt. Welcher souveräne Staat bedarf 
' einer solchen fremden Bestimmung? 

Es ist überall als Unrecht empfanden worden, dass die 
gesamte Zustimmung der Mächte verlangt wird, nicht die 
Zustimmung der Mehrheit der Mächte. Dadurch ist jeder 
einzelnen Macht grosse Wandlungskraft gegeben, die leicht 
zum Missbrauch führt; so verweigerte Russland lange Zeit 
die Anerkennung des Fürsten Ferdinand aus rein egoistischen 
und politischen Motiven. Das Verbot, dass der Fürst kein 
Mitglied der regierenden Häuser sein darf, geht dahin, Russ- 
lands Pläne, durch russische Fürsten Bulgarien in seine 
Hände zu bekommen, zu verhindern. 

Auf alle Fälle hat diese politische Erwägung keine 
rechtliche Bedeutung. Der Absatz 2 desselben Artikels: 
„wird die fürstliche Würde wieder frei, so erfolgt die Wahl 
des neuen Fürsten unter den gleichen Bedingungen und 
Förmlichkeiten", findet heute keine Anwendung mehr, da 
die bulgarische Verfassung eine Dynastie bestimmt. Jede 
Verfassung hat gewiss keinen Wert für die Betrachtung der 
völkerr. Stellung des betreffenden Staates. Die Verfassung 
ist ein Akt der inneren Organe der Gesetzgebung. Für 
Bulgarien kann aber die Verfassung in Betracht kommen Die 
bulgarische Verfassung ist nicht nur ein nationaler gesetz- 
geberischer Akt, sondern auch ein internationaler, denn sie wurde 
von den Vertretern der Mächte unterschrieben. Der Haupt- 
grund, der die Vertreter der Mächte veranlasste, die Ver- 
fassung zu unterschreiben, war der, jede Abweichung vom 
B. Vertrag zu vermeiden. Die europäischen Mächte erhoben 
keinen Anspruch gegen diese Abweichung und mit ihren 
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Unterschriften erklärten sie sich mit den Verfassungs- 
bestimmungen einverstanden. 

Eine politische Rechtfertigung dieser Abweichung finden 
wir in dem Ziel, das den Verhandlungen des B. Vertrags 
zugrunde lag — das beste für die europäische Ordnung zu 
schaffen. Bei einem Thronwechsel würden die Mächte auf 
die Geltung des Absatzes 2 keinen Anspruch erheben, denn 
das würde sicher zur Perturbation (die ohnedies im Orient 
öfters vorkommt) führen, die nicht als erwünscht angesehen 
werden kann. 

Art. 4 und 5. Eine in Tirnowa zusammenberufene Ver- 
sammlung von Notabein wird vor der Wahl des Fürsten das 
organische Reglement des Fürstentums ausarbeiten. „Der 
Unterschied des religiösen Glaubens und des Bekenntnisses 
darf niemanden gegenüber geltend gemacht werden als ein 
Grund der Ausschliessung oder der Unfähigkeit des Genusses 
der bürgerlichen und politischen Rechte, der Zulassung zu 
öffentlichen Diensten, Aemtern und Ehren oder der Aus- 
übung der verschiedenen Berufs- und Gewerbszweige, an 
welchem Orte es auch sei." Die Freiheit und die öffentliche 
Ausübung aller Kulte werden allen Angehörigen Bulgariens, 
sowie den Ausländern zugesichert und es darf weder der 
hierarchischen Organisation der verschiedenen Religions- 
gemeinschaften, noch deren Beziehungen zu ihren geistlichen 
Oberen ein Hindernis entgegengestellt werden. 

Diese Bestimmungen gelten als Basis des öffentlichen 
Rechtes in Bulgarien, es ist eine Art jus cogens; die Ver- 
fassung soll keine widersetzenden Bestimmungen enthalten. 

Wenn ein Gemeinwesen ausschliesslich die Verfassung 
organisieren kann, so konsolidiert sich dieses Gemeinwesen 
als Staat, denn dieses grundlegende Gesetz beruht auf seinem 
Willen. Trotz der bedeutenden Einschränkung, dass die 
Staatsform als konstitutionelle Monarchie bleiben muss und 
trotzdem der Verfassung ein gewisser Inhalt angeordnet 
ist, bleibt das Grundgesetz als eigenes Gesetz des Staates. 
In demselben Vertrag wurden für die von demselben als 
souverän anerkannten Staaten auch gewisse Anordnungen 
über den Inhalt der Verfassungen anbefohlen. (Montenegro 
Art. 27, Serbien Art. 35, Rumänien Art. 44 und der Türkei 
Art. 23.) 

Jellinek (staatsfr. S. 14) „Nicht aber widerspricht es 
dem Charakter eines Staates, wenn seiner Verfassung Schran- 
ken durch eine höhere Gewalt gezogen worden sind, wie 
z. B. durch das bundesrechtliche Erfordernis der republi- 
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kaiiischen Regierungsform für die Staaten der Union und die 
Kantone der Schweiz. Auch nicht die den schweizerischen 
Kantonen auferlegte Verpflichtung, für ihre Verfassung die 
Garantie der Bundesgewalt nachzusuchen, nimmt diesen den 

Charakter als Staatsverfassungen Selbst wenn ein 

Gemeinwesen unter Mitwirkung anderer organisiert wurde, 
wenn seiner Verfassung völkerrechtliche Bedingungen gesetzt 
sind, ja selbst, wenn ein fremder Staat die Verfassung ge- 
geben hat, ist ein solches Gemeinwesen ein Staat, wofern 
nun die Verfassung pro futuro rechtlich ausschliesslich als 
Willensakt dieses Gemeinwesens anzusehen ist und daher 
auch von ihm ohne jede weitere Ermächtigung abgeändert 
werden kann." 

Art. 8 bestimmt, dass die Handels- und Schiffahrtsver- 
träge und alle sonstigen Abmachungen zwischen den Mächten 
und der Pforte, die abgeschlossen worden sind und 
sich zur Zeit noch in Kraft befinden, für Bulgarien 
ihre Gültigkeit haben. Keine Veränderungen derselben dürfen 
vorgenommen werden ohne Zustimmung der Mächte. Eine 
vergleichende Betrachtung zwischen den Rechten der h. s. 
Fürstentümer Serbien und Rumänien von 1856 und denen von 
Bulgarien zeigt uns klar, dass diese Rechte verschieden sind. 
So in der Konvention vom 19. August 1858 Art. 8 wird 
erwähnt „comme par le passe, les traites internal ionaux qui 
seront conclus par la cour suzeraine avec les puissances 
etrangeres, seront applicables aux principautös, dans tout ce 
qui ne porterait pas atteinte ä leurs immunites." 

Hier wird von der Gültigkeit der Verträge der Ver- 
gangenheit, der Gegenwart und der Zukunft gesprochen. 
Für Bulgarien kann die Rede von den Verträgen der Ver- 
gangenheit und Gegenwart sein, aber nicht von der Zukunft, 
dagegen haben für Ost-Rumelien die zukünftigen Verträge 
der Türkei Gültigkeit (Art. 20). Also Bulgarien ist das 
Recht Handels- und Schiffahrtsverträge abzuschliessen zu- 
erkannt. Seitdem hat auch Bulgarien viele solche Verträge 
mit verschiedenen Staaten abgeschlossen. So am 13. Januar 
1890 mit England, am 9. Oktober 1890 mit Frankreich, am 
21. Dezember 1896 mit Oesterreich-Ungarn, am 27. Januar 
1894 mit Deutschland über den Schutz der Warenzeichen, 
sowie der Namefi- und Firmenrechte u. s.w. In die ver- 
schiedenen völkerr. Verbände ist Bulgarien auch eingetreten. 

Formell ist in dem B. Vertrag das Gesandtschaftsrecht 
nicht erwähnt. In keinem Vertrag solcher Art soll dies 
formuliert werden; es ist ein Ausfluss des Staatscharakters. 
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In allen diplomatischen und politischen Fragen vertritt die 
Türkei die Interessen Bulgariens. 

Nach dem Art. 53 des B. Vertrages hat Rumänien einen 
Vertreter in der Donau-Kommission, Bulgarien ist durch die 
Türkei vertreten, obschon die Türkei nicht an die Donau 
grenzt. Im Jahre 1 883 liess die Konferenz zu London Bul- 
garien nicht zu, es mussten durch die Türkei Bulgariens 
Wünsche vorgelegt werden. 

Bulgarien hat diplomatische Agenten in verschiedenen 
Staaten, dieselben haben aber nur eine handelsrechtliche 
Rolle zu spielen. Gegenüber der Türkei tritt Bulgarien 
selbständig auf. Der bulgarische Agent verkehrt direkt mit 
dem auswärtigen Minister der Türkei, nicht mit dem inneren. 
Der Absatz 4 des Art. VIII bestimmt: „Die Immunitäten 
und Privilegien fremder Untertanen, sowie die konsularische 
Gerichtsbarkeit und die Schutzrechte, wie solche durch die 
Kapitulationen und Gebräuche eingeführt sind, sollen in voller 
Kraft bleiben, solange sie nicht mit Zustimmung der dazu 
berufenen Beteiligten abgeändert werden. " 

Die konsularische Gerichtsbarkeit in der Türkei besteht 
in den Kapitulationen. Die Kapitulationen sind völkerrecht- 
liche Abmachungen zwischen europäischen Mächten und musel- 
manischen Herrschern oder nur einseitige Willensakte der 
muselmanischen Herrscher, nach welchen die Ausländer im 
muselmanischen Territorium gewisse Rechte, Privilegien, 
Befreiung von der Unterordnung der Landesherrschaft 
geniessen. Demgegenüber sind die Ausländer ihren Gebräuchen 
und Gesetzen, ihren Konsuln unterstellt. Die Konsuls üben 
die Rechtssprechung über Ausländer aus. Alle Staaten, die 
solche Abmachungen mit der Türkei haben, kommen nach 
Art. 8 auch für Bulgarien in Betracht. 

Bei dem Kapitulations-Regime sind die Rechte der Kon- 
suls zu weitläufig; dadurch wird die souveräne Gewalt der 
Türkei auch beschränkt. Heutzutage bildet dieses Regime 
eine Anomalie, es hatte seine Berechtigung in vergangenen 
Jahrh., wo die gesetzgeberische Gewalt in der Türkei ein 
individuelles religiöses Gepräge trug. Mit der Zeit haben 
die Gesetze eine allgemein gültige Natur empfangen, den- 
noch bleiben die Kapitulationen bestehen. 

Die Kapitulationen sind nicht von einem die Souve- 
ränität aufhebender Charakter. Die Türkei ist auch Mitglied 
der völkerr. Gemeinschaft. Dagegen haben die Kapitulationen 
den Charakter, dass über die Kompetenz viele Konflikte 
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zwischen den Staaten hervorgerufen werden können und 
dadurch sind die Ausländer bei der Gerichtsbarkeit bevorzugt. 

Für Bulgarien sind die Kapitulationen ein Hohn. Sie 
haben raison d'etre in einem Staat, wo die Verwaltung ru- 
dimentär ist, wo die Gerichtsbarkeit bestechlich und abhängig 
ist, wo das Gesetz nicht für alle gleich und wo religiöse 
Unterschiede gemacht werden. Die Ausweisung des 
französischen Journalisten Chadourne aus Bulgarien im Jahre 
1893 gab Anlass zu ernsten Befürchtungen. Frankreich 
protestierte gleich und bezeichnete den Fall als ,.violation 
flagrante et prem6diWe des immunit&s que les traites assurent 
aux etrangers rßsidant daus la principautß". 

Es wurden von der bulgarischen Regieruug viele Versuche 
gemacht, die Kapitulationen mit dem Einverständnis der 
Mächte abzuschaffen; ein Erfulg ist nicht zu verzeichnen 
gewesen. Ein Symptom zur Verbesserung der Lage ist 
allerdings die Konsularkonvention mit Österr.-Ungarn. Im 
Febr. 1903 erklärte sich Österr.-Ungarn bereit, die Konsular- 
jurisdiktion aufzuheben, unter der Bedingung, dass die übrigen 
Staaten auf dieselbe verzichten. 

Art. 9. „Die Höhe des jährlichen Tributs, welches das 
Fürstentum Bulgarien dem oberherrlichen Hofe durch Zahlung 
an die von der hohen Pforte später zu bezeichnende Bank 
zu entrichten hat, wird durch Vereinbarung der Signatar- 
mächte des gegenwärtigen Vertrages am Schlüsse des ersten 
Jahres der Wirksamkeit der neuen Organisation bestimmt 
werden. Dieser Tribut wird nach dem mittleren Ertrage des 
Gebietes des Fürstentums festgesetzt werden." Da Bulgarien 
einen Teil der öffentlichen Schuld des Reiches zu tragen hat, 
so werden die Mächte bei Feststellung dieses Tributs den- 
jenigen Teil dieser Schuld in Betracht ziehen, welcher dem 
Fürstentum auf der Grundlage eines billigen Verhältnisses 
aufzulegen sein würde. 

Weder die Signatar-Mächte noch die nächst interessierte 
Macht — die Türkei — haben die Bestimmung des Art. 9 erfüllt. 
Im Jahre 1881 ist weder die Summe des Tributs noch der 
Teil der Schuld festgestellt worden. Als am Ende des Jahres 
1881 die Gläubiger die Türkei dazu drängten, erliess die 
Türkei ein Dekret, welches den Tribut und den Teil der 
Schuld festgestellt und die Einzahlung verlangte. Die Türkei 
bildete ein „Consul d'administration de la-dette ottomane", 
welchem die Summe zu bezahlen sei. Bulgarien zögerte mit 
der Zahlung, da nicht nach dem B. Vertrag verfahren wurde. 
Am 15. Januar 1883 adressierte die Türkei an die Mächte. 
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Österr.-Ungarn sowie England antworteten; dagegen Hessen 
die anderen Mächte die Note unbeantwortet. Schliesslich 
wurde nichts erreicht und bis heute ist in dieser Beziehung 
nichts mehr geschehen. Nach der Revolution von 1885 war 
Bulgariens Vorwand der Nichtzahlung des Tributs an die 
Türkei die Verweigerung derselben, Bulgarien gegen die 
Serben zu verteidigen (als Suzerän). Im Jahre 1887 und 
1896 hat die Türkei noch einmal versucht die Mächte dazu 
zu bewegen, aber erfolglos. Bis heute hat Bulgarien keinen 
Pfennig bezahlt. 

Art. 10 berechtigt Bulgarien, bei der Abschliessung von 
Eisenbahn- Verträgen zwischen der Pforte, Österr.-Ungarn 
und Serbien als gleichberechtigtes Glied mitzuwirken. Das 
ist die einzige Ausnahme ad hoc. 

Bulgarien tritt an Stelle der Kaiserlich.-Osmanischen 
Regierung in deren Rechte und Pflichten gegen die Warna 
Rustschuker Eisenbahngesellschaft mit dem Moment der 
Ratificierung des Vertrages. 

Diese Strecke wurde von Bulgarien für 44,5 Mill. frs. 
angekauft, um von den Pflichten und Forderungen der Gesell- 
schaft gegenüber frei zu werden. 

Art. 11. „Die ottomanische Armee darf nicht mehr in 
Bulgarien bleiben." Es geht daraus klar hervor, dass 
Bulgarien seine eigene Armee haben kann. Einen offensiven 
Krieg zu führen hat Bulgarien kein Recht. 

Art. 12 Ab. 3. „Die Angehörigen des Fürstentums 
Bulgarien, welche in anderen Teilen des ottomanischen 
Reiches reisen oder sich aufhalten sollten, sind den otto- 
manischen Behörden und Gesetzen unterworfen." Dieser 
Satz hat zu heftigen Auseinandersetzungen geführt, da er in 
einem gewissen Gegensatz zu Art. 2 und 11 steht. 

Der Satz ist ganz unnötig gewesen, denn jeder Ausländer 
ist in einem fremden Staate den örtlichen Gesetzen unter- 
worfen. Natürlich gelten in der Türkei die Kapitulationen 
für die Ausländer, aber Bulgarien hat in der Türkei keine 
Kapitulationen; infolgedessen unterstehen sie den türkischen 
Gesetzen. 

Aus demselben Satz geht nicht hervor, dass Bulgarien 
einen Teil der Türkei bilden solle. Im Art. 2 des Vertrages 
ist das Territorium für das Fürstentum von der Türkei 
abgetrennt und nach dem Art. 11 darf die Türkei keine Armee 
in Bulgarien haben. Wenn es ein integrierender Bestandteil 
der Türkei wäre, müsste die türkische Armee noch in Bulgarien 
verweilen. Der Absatz 2 des Art. 10 stellt das Territorium 
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Bulgariens als gesondert fest. „Das Fürstentum Bulgarien 
übernimmt gleichfalls für seinen Teil, an Stelle der 
hohen Pforte, die Verpflichtungen gegenüber Osten*. tt . . . . 

Nach alledem, was wir hier ausgeführt haben, können 
wir nicht mehr zweifeln, welche staatsrechtliche Stellung 
Bulgarien einnimmt. Wir haben gezeigt, dass nach den 
grundlegenden Bestimmungen des B. Vertrags Bulgarien als 
halbsouveräner Staat mit voller innerer Verwaltungs-Auto- 
nomie und beschränkter äusserlicher Machtvollkommenheit 
existiert. 

Diese Auffassung ist heute die herrschende, von manchen 
bulgarischen Patrioten abgesehen. Wir betonen noch einmal, 
dass die Halbsouveränität ein vorübergehendes Phänomen, 
ein Übergangsstadium zur Souveränität ist. 

Kongresse und Staatsverträge können die Gründung 
eines Staates veranlassen, niemals aber können sie ein fertiges 
Staatswesen schaffen. Die Grundlagen, die von den Kon- 
ferenzen geschaffen werden, zeigen mit der Zeit, dass sie 
den Bau des Staates nicht mehr tragen können. Daher 
sieht heute Bulgarien nicht mehr so aus, wie wir es streng 
vom juristischen Standpunkte aus dargelegt haben. 

Wenn man näher über die Geheimbündeleien der 
bulgarischen Regierung mit Russland und anderen Staaten 
unterrichtet ist, muss man de facto die Souveränität der 
hohen Pforte als ein nudum jus bezeichnen. 

Die türkische Ausübung der Souveränitätsrechte über 
Bulgarien ist in der Tat eine absolut belanglose. 
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Leben5lauf. 



Der Verfasser dieses wurde am 15. März 1885 zu Rust- 
schuk (Bulgarien) geboren; besuchte daselbst bis zu seinem 
13. Lebensjahre die zweiklassige Schule, kam dann auf das 
Staatsgymnasium in derselben Stadt, das er im Juni 1905 
mit dem Zeugnis der Eeife verliess. 

Im Herbst 1905 bezog er die Heidelberger Universität, 
wo er Jurisprudenz studierte; begab sich hierauf im Herbst 
1906 nach Berlin, wo er seine Studien fortsetzte. Nach 
Verlauf von 2 Semestern kam er wieder an die Ruperto- 
Karola zurück, um dort seine juristischen Studien zu beenden. 

Er hörte die Vorlesungen der Herren Professoren: 
Anschütz, Bekker, Dernburg, Endemann, Heinsheimer, Jelli- 
nek, v. Kirchenheim, v. Liszt, v. Lilien thal, v. Marlitz, 
Schröder, Schmoller, Seckel, Wagner. 

Herrn Prof. Anschütz spreche ich an dieser Stelle für 
die Bereitwilligkeit, mit der er meine Arbeit in liebens- 
würdiger Weise unterstützt hat, meinen wärmsten Dank aus. 
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